Workshop Zwangseinweisung und Zwangsbehandlung  bei der Internationale Fachkonferenz zur Umsetzung der VN-Behindertenrechtskonvention an der Evangelischen Fachhochschule Bochum am 07. Juni 2013
_______________________________________________________________________________________
§ 1896 (1) BGB Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, so bestellt das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von Amts wegen für ihn einen Betreuer.

1) Die Betreuung, wie sie in § 1896 – 1908 BGB beschrieben ist, ist vom Gesetzgeber als Berechtung und nicht als Entrechtung gedacht. 

2) Es gibt Defizite in der praktischen Umsetzung.

3) Es gibt Korrekturbedarf bei einigen gesetzlichen Regelungen. 
Zu 1) Die alte Entmündigung wurde im Ausgang des 19. Jahrhunderts so konzipiert, dass sie dem Betroffenen im Interesse seiner Familie und seiner Geschäftspartner die Geschäftsfähigkeit wegnahm und sie dem Vormund überschrieb. 

Die rechtliche Betreuung wurde durch das Betreuungsgesetz so konzipiert, dass sie dem Betroffenen die Geschäftsfähigkeit lässt und der Betreuer mit einer Vertretungsbefugnis (§ 1902 BGB) neben den Betroffenen tritt. Betreuung ist damit die Ermöglichung der rechtlichen Handlungsfähigkeit des Betroffenen durch Beratung, Unterstützung und falls diese erstgenannten Formen der Hilfe nicht möglich sind durch stellvertretendes Handeln. (Erforderlichkeitsgrundsatz § 1896(3) BGB).

§ 1902 BGB ist  also bei richtiger Anwendung wie folgt zu lesen:
„Der Betreuer berät und unterstützt den Betreuten in seinem Aufgabenkreis (Innenverhältnis). Falls es erforderlich ist, vertritt er ihn gerichtlich und außergerichtlich (Außenverhältnis).“

Es gibt bei der Tätigkeit des rechtlichen Betreuers klare Regeln, die das Verhältnis zwischen Betreuer und Betroffenem oder Betroffener regeln:

1. Der Betreuer hat Wünschen des Betreuten zu entsprechen, soweit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem Betreuer zuzumuten ist. Dies gilt auch für Wünsche, die der Betreute vor der Bestellung des Betreuers geäußert hat, es sei denn, dass er an diesen Wünschen erkennbar nicht festhalten will (§ 1901 (3) BGB).

2. Ehe der Betreuer wichtige Angelegenheiten erledigt, bespricht er sie mit dem Betreuten, sofern dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft (§ 1901 (4) BGB).

3. Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, wie es dessen Wohl entspricht. Zum Wohl des Betreuten gehört auch die Möglichkeit, im Rahmen seiner Fähigkeiten sein Leben nach seinen eigenen Wünschen und Vorstellungen zu gestalten (§1901 (2) BGB).

Soweit das Betreuungsgesetz vom 12.09.1990. Einige von Ihnen werden sagen, dass es in der Praxis ganz anders aussieht. Das stimmt. Es gibt Fälle, da handelt der Betreuer wie ein Vormund, fällt wichtige Entscheidungen, ohne sie vorher mit dem Betroffenen zu besprechen, richtet sich bei seinen Entscheidungen nach seinen Wertmaßstäben oder dem Wohle Dritter, etwa Nachbarn oder Angehörigen, aber ich möchte festhalten: Der Betreuer handelt damit ungesetzlich.

Bei der Frage „Beratung, Unterstützung oder stellvertretenden Handeln“ scheint es mir erhellend, sich darüber zu informieren, welche Formen von Krankheit oder Behinderung der Grund für die Bestellung einer Betreuerin oder eines Betreuers sind: In einer Untersuchung von Köller und Engels aus dem Jahr 2009 werden genannt: 31% psychische Erkrankung, 18% Demenz, 18% Mischbild von Krankheit und Behinderung, 15% geistige Behinderung, 17% Folgen einer Suchterkrankung, 7% körperliche Behinderung. Die interessante Frage, wann in diesen einzelnen Fallgruppen Beratung und Unterstützung möglich ist  und wann nur stellvertretendes Handeln möglich ist, haben uns wissenschaftliche Untersuchungen noch nicht beantwortet. Aus meiner Erfahrung kann ich nur einige Beispiele aufzeigen, in denen die Möglichkeit eines supported decision making nicht möglich war: die 82jährige Heimbewohnerin mit einer starken Altersdemenz, der 46 jährige schwer geistig behinderte Mann, das Opfer eines Schlaganfalls auf der Intensivstation. Es mögen nach meiner Schätzung etwa 300.000 Menschen in Deutschland sein, deren persönliche Angelegenheiten in unserem Rechtssystem nur durch stellvertretendes Handeln vertreten werden können.
An dieser Stelle ist die rechtliche Betreuung Berechtung im Sinne des  Art. 12 VN-BRK. Bei der Durchsetzung von rehabilitativen Ansprüchen im Gesundheitswesen, beim Schutz des Vermögens und beim Schutz der Wohnung, bei der Entwicklung von Zukunftsperspektiven.

Schwierig wird das ganze Thema eigentlich dann, wenn der augenblickliche Wille des Betroffenen und die Auffassungen (Verantwortung, Verpflichtung, Weltsicht) des Betreuers  aufeinanderstoßen. Hier passiert das, was Matthias Seibt einmal sehr präzise „der Trick mit dem freien Willen“ genannt hat.  Alles, was vernünftig ist, ist durch freie Willensbildung entstanden und deshalb von der Betreuerin beachtenswert, alles was „unvernünftig“ ist, kann vom Betreuer missachtet werden, da es ja nur dem krankheitsgetrübten Willen des Betroffenen entspricht. M.E. darf man diese willkürliche Unterscheidung nicht dem Betreuungsgesetz an sich anlasten, sondern sollte eher in die Gesellschaft schauen, wie sie mit abweichendem Verhalten umgeht. Sie bestraft abweichendes Verhalten und sondert „den Irren“ aus.
Zu 2) Es bedarf also einer großen persönlichen Integrität des Betreuers und der Betreuerin, um jeden so sein zu lassen, wie er ist. Deshalb halte ich eine gute Auswahl von Betreuerinnen und Betreuern für einen zentralen Schlüssel zur Verbesserung der praktischen Qualität rechtlicher Betreuung. Es sollte ein solides Handwerk und manchmal auch eine Kunst sein, eine rechtliche Betreuung gut zu führen. Der Zugang zum Betreuerberuf sollte vom Staat genauso gewissenhaft wie der Zugang zu Heilberufen geregelt werden.
Zu 3) Es gibt Korrekturbedarf bei einigen gesetzlichen Regelungen. 
Folgende Punkte des Betreuungsrechts und der Betreuungspraxis bedürfen genauerer Betrachtung:

· Vertretungsbefugnis des Betreuers, § 1902 BGB

· Einwilligungsvorbehalt, § 1903 BGB

· Sterilisationseinwilligung, § 1905 BGB

· Einwilligung bei schwerwiegenden medizinischen Maßnahmen, § 1904 BGB

· Unterbringung, § 1906 BGB
Vor der Bestellung eines Betreuers muss eine persönliche Anhörung des Betroffenen stattfinden. Die Forderung der Bundesvereinigung Lebenshilfe, in § 275 FamFG eine Ergänzung vorzusehen, die eine Kommunikation in für den Betroffenen verständlicher Form vorschreibt, ist nur zu berechtigt. Fortbildungen für RichterInnen und RechtspflegerInnen sind in dieser Hinsicht besonders wichtig.
Karl-Heinz Zander, Geschäftsführer des Betreuungsgerichtstag e.V. 
www.bgt-ev.de, Kurt-Schumacher-Platz 9, 44787 Bochum, bgt-ev@bgt-ev.de,
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Der Betreuungsgerichtstag e.v. ist ein Fachverband im Betreuungswesen, in welchem sich Richterinnen und Richter, Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger, Mitarbeiter von Betreuungsvereinen und Betreuungsbehörden, Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuer sowie Ärzte und Interessierte aus der Pflege und Sozialen Arbeit um eine Weiterentwicklung des Betreuungsrechts und der betreuungsrechtlichen Anwendungspraxis bemühen. Der Westdeutsche Betreuungsgerichtstag findet jedes Jahr im Februar an der Ev. Fachhochschule Bochum statt. Sie sind herzlich eingeladen! Informationen unter www.bgt-ev.de/west-bgt.html
